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Vorbemerkung 

Städtebauliche und umweltbezogene Planungen auf der Grundlage 
der zwei Säulen der Verfassungsordnung — Grundrechte und Verfas-
sungsgrundsätze — zu diskutieren, neu zu überdenken und weiter zu 
entwickeln, ist eine unverzichtbare Voraussetzung, um den langwierigen 
Prozeß einer humaneren Umweltnutzung und einer lebensgerechteren 
Gestaltung des Verhältnisses von Mensch und Umwelt vorzubereiten 
und einzuleiten. 

Zwar werden seit Gründung der Bundesrepublik die Städte und 
Siedlungen geplant und realisiert unter den Normen und Wertsetzun-
gen des Grundgesetzes. Zwar erhebt diese Verfassung die Menschen-
würde zum obersten Wert, garantiert, schützt und achtet sie ebenso wie 
das Recht auf Leben in physisch-psychischer Unversehrtheit und die 
Chancen auf Persönlichkeitsentfaltung und Selbstbestimmung in der 
sozialen und umweltbeanspruchenden Gemeinschaft. Zwar verbürgt 
diese Verfassung werthafte Struktur- und Ordnungselemente in Form 
demokratischer, sozial-, rechts- und bundesstaatlicher Normierungen, 
die für das öffentliche  Wirken und Leben des Gemeinwesens unabweis-
bar sind. Zwar markiert der planerische Zielhorizont mi t den gängigen 
Formeln von der Entwicklung „humaner Städte", der Sicherung einer 
„menschenwürdigen Umwelt" , der Verwirkl ichung von „Lebensquali-
tät" etc. den Zusammenhang von Planung und Verfassung. Doch diese 
Anspruchsdimension zur Gestaltung des Verhältnisses von Mensch und 
Lebensumwelt steht i n einem beklagenswerten Widerspruch zu den 
architektonischen, städtebaulichen, landschaftlichen und sonstigen 
räumlichen Realitäten. Die allenthalb erlebbare Planung der Zerstö-
rung des Daseinsraumes hat sich beschleunigt, so daß für die Betrof-
fenen und Beplanten die Auseinandersetzung mit oder die Resignation 
vor menschenverachtenden, Gesundheit bedrohenden und gefährden-
den, Leben vernichtenden, Entfaltungsmöglichkeiten einschränkenden 
und verhindernden Erscheinungsformen in der Lebensumwelt bereits 
zur Alltäglichkeit geworden ist. 

I n dieser desolaten Situation sind eben nicht nur existentiell unver-
zichtbare räumliche Grundlagen in Gefahr geraten, sondern es ist glei-
chermaßen das Gleichgewicht des Gemeinwesens und der Fortbestand 
der Gesellschaft bedroht. Folglich geht es nicht nur um die Erforschung 
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der ursächlichen Planungen und realen Umweltbedingungen, unter de-
nen diese Entwicklung ablaufen konnte. Es ist vor allem die Frage 
nach gesellschaftlichen und planungswirksamen Lösungen und Aus-
wegen zu stellen, mi t denen diese Gefahren behoben und in Zukunft 
verhindert werden können. I n einem werthaft  verfaßten Gemeinwesen 
mündet das zwangsläufig ein i n eine Rückbesinnung auf das Verhältnis 
von Planung und Verfassung, und dabei speziell in Überlegungen einer 
effizienteren  Umsetzung der Normativgehalte von Grundrechten und 
Verfassungsgrundsätzen  in und mittels Planung. 

I n der in Teil A vorgenommenen Problematisierung des Forschungs-
vorhabens und der Nachzeichnung der öffentlichen  K r i t i k zur sozial-
räumlichen Situation werden zwar unterschiedliche Urteile abgegeben, 
doch ist diesen die Einschätzung der räumlich und baulich konkret ge-
wordenen Fehlplanungswirklichkeit als Widerspruch und Verletzung 
des Verfassungstextes gemeinsam. Der kritische Zustand der Lebens-
umwelt angesichts bestehender Daseinsbedürfnisse und Umweltan-
sprüche des Menschen setzt sich fort  im kritischen Verhältnis prakt i-
zierter Planungskonzepte zur Verfassungsordnung.  Die Kompliziert-
heit dieser Zusammenhänge, die sich am ehesten in einem im Austausch 
befindlichen System vermuten und dort erklären lassen, führt  dazu, 
die Interdisziplinarität des planungs- und verfassungswissenschaftlichen 
Untersuchungsfeldes in einen systemtheoretischen Ansatz einzubringen. 

Aus dieser in Teil Β diskutierten Perspektive ergeben sich erstens 
plausible Erklärungen für das Untersuchungsinteresse, die dabei vor-
genommenen Schwerpunktsetzungen und die thematischen Ausgren-
zungen. So w i rd beispielsweise die Problematik der umweltbezogenen 
Planungs- und Fachgesetze und werden Fragen der einfachen Recht-
sprechung zu Umweltproblemen nur marginal behandelt. Vielmehr 
t r i t t die unmittelbare und raumwirksame Rechtsgültigkeit der Grund-
rechte angesichts ihrer Vorrangfunktion  vor einfachgesetzliche Rege-
lungen in das Untersuchungsinteresse. Zweitens ermöglicht der system-
theoretische Ansatz für den aus einer Disziplin kommenden Forschen-
den — wie i m vorliegenden Falle — fruchtbare  Einsichten, disziplin-
überschreitende Erklärungsmuster, forschungsspezifische  Gewichtungen 
und Abgrenzungen zu den in einem Problemkomplex und in Inter-
aktion stehenden Untersuchungselementen von Planung und Verfas-
sung, womit das Untersuchungsziel dieser Arbeit unterstützt wird. 

Auf der Grundlage dieser methodischen und theoretischen Voraus-
setzungen erfolgt  die Einlösung des eingangs formulierten  Zielanspruchs 
in drei hintereinandergeschalteten Schritten und in einer gemischt nor-
mativ-empirischen Ausrichtung der komplementär zu denkenden Er-
gebnisse: 
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Den Defiziten an Wert- und qualitativer Zielorientierung in den um-
weltbezogenen und städtebaulichen Planungskonzepten, ihrer Über-
formung durch ökonomisches Wachstumsdenken und Ausrichtung auf 
technologische Rationalitäts- und administrative Effizienzkriterien 
werden in Teil  C die Wertsetzungen der Grundrechte unter Auslotung 
der Umweltgrundrechtsdiskussion gegenübergestellt. Ein Ausweg aus 
der Interdependenz der erschreckenden sozialräumlichen Qualitäts-
mängel und der nicht minder bedrohlichen gesellschaftlichen Wertkon-
fusion wi rd darin gesehen, das grundrechtliche Wert- und Anspruchs-
system in ein übergeordnetes Planungsleitbild mit Bindungscharakter 
für alle raumwirksamen Maßnahmen zu transformieren.  Für Planungs-
konzepte werden damit qualitative Imperative und konsensfähige Wert-
maßstäbe gesetzt und eindeutig kenntlich gemacht. Diese haben dann 
für die Gestaltung der Daseinsbedingungen sowie die Nutzungs- und 
Verfügungsweisen in der Lebensumwelt bereits vom Grundgesetz her 
unmittelbare und vorrangige Rechtsgültigkeit im Sinne des Grund-
rechtsprimats und einen unabweisbaren Anspruch auf Konkretion. 

M i t der in Teil  D erfolgten Sammlung und Systematisierung von 
empirisch belegbaren sozialräumlichen Krisensituationen in einem Pro-
blemkatalog  w i rd kein Anlaß mehr zu bloßen Vermutungen über diese 
kritischen Sachverhalte gegeben. Vielmehr zeigen sich in der Gesamt-
schau der Probleme noch weiterreichende Zusammenhänge: Die lokal i-
sierbaren umweltrelevanten Zerstörungen und konkreten räumlichen 
Krisen bewirken auch immer Gefahren und Bedrohungen — mit aller-
dings diffusem Ausstrahlungseffekt  — im Gesellschaftssystem. Dieser 
Wirkungszusammenhang läßt sich auch in umgekehrter Richtung, also 
vom Gesellschaftssystem zur Umwelt, konstatieren. Und nachweislich 
können diese Interdependenzen anhand exemplarisch ausgewählter Um-
weltsituationen in bewertender Gegenüberstellung mi t den grundgesetz-
immanenten Zielfunktionen des Demokratie-, Sozialstaats-, Rechts-
staats- und Föderalismusprinzips belegt werden. Dabei erweisen sich 
zahlreiche sozialräumliche Problemlagen als Verletzungstatbestände 
der mit den genannten Verfassungsgrundsätzen  begründeten Normie-
rungen. Somit münden Überlegungen zur Lösung dieser Verfassungs-
widrigkeiten ein i n Aktivierungs- und Optimierungsvorschläge demo-
kratischer, sozial-, rechts- und bundesstaatlicher Maßgaben im System 
der umweltbeanspruchenden Gesellschaft. Denn dort sind zunächst — 
respektive flankierend — die Voraussetzungen für alle weiteren Maß-
nahmen zur Krisenbewältigung zu schaffen. 

Ob und in welcher Form schließlich unter Rückgriff  auf die gesamte 
Verfassungsordnung Möglichkeiten bestehen, die tradierten Hand-
lungs- und Entscheidungsmuster im Prozeß umweltbezogener und 
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